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Kreis Lippe 
 
441 Bekanntmachung; Öffentliche Zustellung einer 

Verwarnung 
 
An  Herrn Thomas Nehls, geb. am 05.07.1964, letzte be-
kannte Anschrift: Osterstr. 40, 32105 Bad Salzuflen, ist 
19.09.2014 unter dem Aktenzeichen 360.1C72/12393 eine 
Verwarnung gem. § 4 StVG erlassen worden. 
 
Die Verwarnung konnte nicht zugestellt werden, da der Be-
troffene unbekannt verzogen ist, oder seine Erreichbarkeit 
nicht hergestellt ist. 
 
Gem.  § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW (GV. 
NRW. 2006 S. 94) vom 01.02.2006 wird daher die Verwar-
nung öffentlich zugestellt. Sie gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht mehr möglich sind. 
 
Der Betroffene kann die Verwarnung beim Kreis Lippe, 
Fachgebiet Straßenverkehr, Felix-Fechenbach-Str. 5, 
32756 Detmold, Zimmer 194 in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 25.09.2014  
 
KREIS LIPPE 
Der Landrat 
FG Straßenverkehr 
Im Auftrage 
 
 
Römer 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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Stadt Bad Salzuflen 
 
442 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 0149 

V „Erweiterung Ostertor Galerie“, Ortsteil Bad 
Salzuflen  

 1. Behandlung der vorgebrachten Stellung-
nahmen  

 2. Beschluss einer erneuten öffentlichen Aus-
legung 

 
Beschlüsse des Planungs– und Stadtentwicklungs-
ausschusses vom 04.09.2014 
 
Behandlung der vorgebrachten Stellungnahmen 
Die während der öffentlichen Auslegung und der förmlichen 
Behördenbeteiligung vorgebrachten Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange werden zur Kenntnis genommen. Deren 
Berücksichtigung bzw. Aufnahme in den Bebauungsplan-
entwurf gemäß der durchgeführten Abwägung wird zuge-
stimmt. 
 
Beschluss einer erneuten öffentlichen Auslegung 
Für den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes Nr. 0149 V “Erweiterung Ostertor Galerie“, Ortsteil Bad  
Salzuflen und seine Begründung in der Fassung vom 
08.08.2014 wird die erneute öffentliche Auslegung gem. 
§ 4a Abs. 3 BauGB beschlossen. Die Dauer der erneuten 
öffentlichen Auslegung wird gemäß § 4a Abs. 3 BauGB auf 
zwei Wochen verkürzt. Es wird bestimmt, dass nur zu den 
geänderten Teilen Stellungnahmen abgegeben werden 
können. 
 
Die erneute verkürzte öffentliche Auslegung wird gemäß § 
4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Zeit vom 
 

20.10.2014 bis 03.11.2014 
 
während der Öffnungszeiten 
 
Montag bis Mittwoch 08.00 - 16.00 Uhr 
Donnerstag 08.00 - 17.30 Uhr 
Freitag  08.00 - 12.00 Uhr 
 
im Rathaus in Bad Salzuflen, Rudolph-Brandes-Allee 
19, im Fachdienst Stadtplanung und Umwelt, 6. Ober-
geschoss (Flur), durchgeführt. 
 
Der Planentwurf mit der Begründung sowie die bereits vor-
liegenden, nach Einschätzung der Stadt Bad Salzuflen we-
sentlichen, umweltbezogenen Stellungnahmen liegen zu 
jedermanns Einsicht für die Dauer von zwei Wochen öffent-
lich aus.  
 
Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar: 
 
I  Fachgutachten 
1. Artenschutzprüfung 
mit Aussagen zu planungsrelevanten Tier- (Vögel, Säuge-
tiere, Amphibien, Reptilien) und Pflanzenarten und deren 
im Plangebiet befindlichen Lebensraumpotential; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen 
 
 
 
 
 

 
2. Schalltechnische Untersuchung 
mit Aussagen über die Auswirkungen der Lärmbelastung 
durch die geplanten gastronomischen Nutzungen sowie 
über aktive Schallschutzmaßnahmen zur Vermeidung er-
heblicher Beeinträchtigungen; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Ge-
sundheit 
 
3. Altlastenuntersuchung: Gefährdungsabschätzung zu 
möglichen Altlasten 
mit Aussagen zu durchgeführten Untersuchungen zur Ge-
fährdungsabschätzung möglicher Altlasten und deren Er-
gebnisse; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden, Wasser, 
Mensch 
 
II  Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
gemäß § 3 Abs. 1 u. 2 BauGB 
1. Stellungnahmen der Öffentlichkeit mit Aussagen zu 
Lärmbelastungen durch die geplante Außengastronomie; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Ge-
sundheit 
 
2. Stellungnahmen der Öffentlichkeit mit Aussagen zum 
Erhalt des ganzen bzw. von Teilen des Gebäudes, zur Ein-
fügung des geplanten Neubaus in den historischen Stadt-
kern bzw. zum benachbarten denkmalgeschützten Gebäu-
de; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter 
 
III  Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 u. 2 BauGB 
1. Stellungnahme vom Kreis Lippe mit Aussagen u.a. zur 
Festsetzung von Vermeidungsmaßnahmen bzw. von Bäu-
men und Sträuchern; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Tiere, Pflanzen 
 
2. Stellungnahme vom Geologischen Dienst NRW mit Aus-
sagen u.a. zum Baugrund und Boden; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Boden 
 
3. Stellungnahme vom LWL-Denkmalpflege, Landschafts- 
und Baukultur in Westfalen mit Aussagen u.a. zur Einfü-
gung zum benachbarten denkmalgeschützten Gebäude, 
zur Auftaktfunktion zum historischen Stadtkern, zur Wie-
derherstellung der markanten Ecksituation sowie zur Ab-
wägung von Belangen des Denkmalschutzes; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter 
 
4. Stellungnahme vom Heimat- und Verschönerungsverein 
Bad Salzuflen e.V. mit Aussagen u.a. zum Erhalt des Ge-
bäudes, zur Einfügung des geplanten Neubaus in den his-
torischen Stadtkern bzw. zum benachbarten denkmalge-
schützten Gebäude, zur Abwägung von Belangen des 
Denkmalschutzes, zur Gestaltung der Ecksituation sowie 
zur fehlenden Berücksichtigung einer Kaltluftzone; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter, 
Mensch, Gesundheit 
 
5. Stellungnahme vom LWL-Archäologie für Westfalen mit 
Aussagen u.a. zu möglichen Funden der ehemaligen 
Stadtbefestigung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Kulturgüter 
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6. Stellungnahme vom Fachdienst Bauordnung der Stadt 
Bad Salzuflen mit Aussagen u.a. zu Lärmbelastungen 
durch die geplante Nutzung; 
insbesondere betroffene Umweltbelange: Mensch, Ge-
sundheit 
 
Im mitausliegenden Übersichtsplan sind Änderungen in 
den zeichnerischen Festsetzungen und Darstellungen ge-
genüber der ersten öffentlichen Auslegung rot markiert, 
außerdem ist eine Zusammenfassung der Änderungen und 
Ergänzungen schriftlich beigefügt. Stellungnahmen können 
nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen abgegeben 
werden. 
 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen bei 
der vorgenannten Auslegungsstelle schriftlich oder zur 
Niederschrift vorgebracht werden. Zusätzlich kann der Be-
bauungsplanentwurf unter www.bad-
salzuflen.de/go/bauleitplanung im Internet eingesehen 
werden. Auch dort kann eine Stellungnahme abgegeben 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung 
über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können.  
 
Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 
der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit 
ihm nur Einwendungen geltend gemacht werden, die vom 
Antrag-steller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspä-
tet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können. 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 0149 V "Erwei-
terung Ostertor Galerie", Ortsteil Bad Salzuflen, wird im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt. 
Auf eine Umweltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB 
wird daher verzichtet. 
 
Stadt Bad Salzuflen, den 09.09.2014 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
Oberweis 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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443 Bekanntmachung des Ergebnisses der Integra-

tionsratswahl der Stadt Bad Salzuflen am 
14.09.2014 

 
Der Wahlausschuss der Stadt Bad Salzuflen hat in seiner 
Sitzung am 17.09.2014 das Ergebnis der Integrationsrats-
wahl der Stadt Bad Salzuflen festgestellt. Gemäß § 15 Abs. 
3 der Wahlordnung zur Durchführung der Integrationsrats-
wahl der Stadt Bad Salzuflen werden die Namen der ge-
wählten Bewerber hiermit bekanntgegeben. 
  
Gemäß § 18 der Wahlordnung zur Durchführung der Integ-
rationsratswahl der Stadt Bad Salzuflen i.V.m. § 39 Abs. 1 
des Kommunalwahlgesetzes NRW können gegen die Gül-
tigkeit der Wahl 
 
- jeder Wahlberechtigte sowie alle Bürgerinnen und Bürger 
des Wahlgebietes sowie 
- die Aufsichtsbehörde 
 
binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Wahlergeb-
nisses, also bis zum 10.11.2014 einschließlich Einspruch 
erheben. Wird gegen die Gültigkeit der Wahl Einspruch er-
hoben, so entscheidet der für die Integrationsratswahl ge-
bildete Wahlprüfungsausschuss über den Einspruch. Der 
Einspruch ist bei dem Wahlleiter schriftlich einzureichen 
oder mündlich zur Niederschrift zu erklären. 
 
Bad Salzuflen, den 17.09.2014 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 
Folgende Bewerber/innen wurden gewählt: 
 
Alevitischer Kulturverein Bad Salzuflen: 
Kurban, Özge, Breslauer Straße 28, 32105 Bad Salzuflen, 
Studentin 
 
D.I.T.I.B. — Bad Salzuflen (D.I.T.I.B.): 
Karacan, Selma, Sandweg 7, 32108 Bad Salzuflen, Friseu-
rin 
Turp, Mustafa, Storksbrede 26A, 32108 Bad Salzuflen, IT-
Techniker 
 
Russlanddeutsche: 
Artemenko, Irina, Gleiwitzer Straße 1, 32105 Bad Salzuf-
len, Altenpflegehelferin 
 
Kurden mischen Kulturen (KmK): 
Shamoo, Perwer, Dresdener Straße 8, 32108 Bad Salzuf-
len, Journalist 
Kamo, Kanawati, Osterstraße 51A, 32105 Bad Salzuflen, 
Flüchtlingsberater 
Schammo, Turkijah, Waldstraße 26, 32105 Bad Salzuflen, 
Lehrerin 
Derbas, Nezar, Industriestraße 21A, 32108 Bad Salzuflen, 
Lagerist 
Boureima, Yacouba, Lemgoer Straße 24B, 32108 Bad Sal-
zuflen, Maschinen- und Anlagenführer 
 
Islamische Union Vandet Moschee: 
Aygör, Ramazan, Am Galgenbrink 7, 32108 Bad Salzuflen, 
Wirtschaftsdiplom 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
 

 
444 Vierte Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Errichtung und Unterhaltung von Obdach-
losenunterkünften in der Stadt Bad Salzuflen 
vom 02.10.2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666 / SGV NW 2023) 
und der §§ 1, 2, 4 und 6 Kommunalabgabengesetz für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV NW 
S. 712/ SGV NRW 610) in den jeweils gültigen Fassungen 
hat der Rat der Stadt Bad Salzuflen in seiner Sitzung am 
01.10.2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Zur vorläufigen Unterbringung obdachloser Personen un-
terhält die Stadt Bad Salzuflen folgende Obdachlosenun-
terkünfte als nicht rechtsfähige öffentliche Einrichtungen: 
 
Hollenstein 5 
Lockhauser Str. 3  
Lockhauser Str. 5 
Riestestr. 26 
Von-Stauffenberg-Str. 30 
Schötmarsche Str. 4 
Schülerstr. 29 c. 
 

Artikel 2 
 
§ 6 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühren betragen je Quadratmeter 

Nutzfläche monatlich für: 
 

Hollenstein 5   3,28 € 
Lockhauser Str. 3  2,95 € 
Lockhauser Str. 5  3,00 € 
Riestestr. 26  5,14 € 
Von-Stauffenberg-Str. 30 5,76 € 
Schötmarsche Str. 4  4,25 € 
Schülerstr. 29 c  4,11 € 

 
(2) Die Betriebskostenpauschale beträgt je Quadratmeter 

Nutzfläche 2,00 € monatlich. 
 

Die Heizkostenpauschale beträgt je Quadratmeter 
Nutzfläche bei Beheizung durch 
Öl 1,83 €,   
Gas 1,50 € und  
Fernwärme 1,69 €   
monatlich und erhöht sich ggf. bei Warmwasserberei-
tung über die zentrale Heizungsanlage jeweils um 
0,21 € je Quadratmeter Nutzfläche. 

 
Artikel 3 

 
§ 8 der Satzung erhält folgende Fassung: 
 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 857 
 

 

 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 2. Oktober 2014 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Vierte Satzung zur Änderung der Sat-
zung über die Errichtung und Unterhaltung von Obdachlo-
senunterkünften in der Stadt Bad Salzuflen“ wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 2. Oktober 2014 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
445 Bekanntmachung der Stadt Bad Salzuflen 
 
In der Sitzung am 01.10.2014 hat der Rat der Stadt Bad 
Salzuflen folgende Richtlinie beschlossen: 
 
Richtlinie der Stadt Bad Salzuflen zur freiwilligen För-
derung gemeinnütziger Verbände, Vereine und sozialer 
Organisationen im Rahmen der Wohlfahrtspflege und 
Gemeinwesenarbeit 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Ziel der Förderung  
 

Ziel der Förderung nach dieser Richtlinie ist es, bürger-
schaftliches Engagement und Selbsthilfe zur Unterstüt-
zung in sozial schwierigen Lebenslagen und zum Zu-
sammenhalt der Generationen in der Stadt Bad Salzuf-
len zu fördern in der Erkenntnis, dass ein solidarisches 
Gemeinwesen nur gedeihen kann, wenn die Bürger in 
ihrem Lebenskreis Verantwortung für sich und andere 
übernehmen. Hierzu will die Stadt Bad Salzuflen vorbe-
haltlich und im Rahmen der jeweils zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel einen freiwilligen finanziellen 
Beitrag leisten. 

 
2. Antragsberechtigte 
 

2.1 Die Stadt Bad Salzuflen fördert auf Antrag die in 
ihrem Gebiet in der Wohlfahrtspflege und der ge-
meinwesenorientierten Generationenarbeit für die 
Einwohnerinnen und Einwohner Bad Salzuflens 
tätigen gemeinnützigen Verbände, Vereine und 
Organisationen nach dieser Richtlinie durch frei-
willige finanzielle Leistungen. 
 
Unter Wohlfahrtspflege wird hier die Tätigkeit zur 
Hilfestellung in sozialen, gesundheitlichen und 
psychischen Problemlagen verstanden. Die Ge-
meinwesenarbeit bezieht sich auf den Austausch 
und den Zusammenhalt der Generationen, insbe-
sondere auch die Verbesserung der Lage von äl-
teren Einwohner/-innen durch Selbsthilfe und bür-
gerschaftliches Engagement.  
 
Die Antragsteller müssen sich bei ihrer Arbeit im 
Rahmen der zuvor genannten Ziele durch einen 
überdurchschnittlichen Anteil an Ehrenamtlichkeit 
ohne Gewinnorientierung für das Gemeinwesen 
einsetzen. Die Angebote müssen für Betroffene 
der jeweiligen Zielgruppe offen und nicht nur an 
die Vereinsmitglieder gerichtet sein.  

 
2.2 Ausgenommen von der Förderung sind  

a) politische Parteien, politische Vereinigungen 
und Organisationen;  

b) Vereine und Organisationen, die vorwiegend 
(eigen-)wirtschaftliche oder finanzielle Zwecke 
verfolgen;  

c) Vereine und Verbände, in denen die Stadt Bad 
Salzuflen Mitglied ist und einen entsprechen-
den Mitgliedsbeitrag leistet.  

 
3. Art, Gegenstand und Umfang der Förderung 
 

3.1 Die Entscheidung zur Förderung liegt im pflicht-
gemäßen Ermessen des Ausschusses für Sozia-
les und Gesundheit. Sie wird im Rahmen der für 
das jeweilige Haushaltsjahr bereitgestellten Mittel 
gewährt. Es besteht kein Rechtsanspruch auf die 
freiwillige finanzielle Leistung. 

 
3.2 Zur Erreichung des Förderziels können Maßnah-

men oder Projekte gefördert werden, die in sich 
abgeschlossen sind und keine Folgekosten bein-
halten. Eine laufende Förderung zur Deckung von 
Geschäftsausgaben einschl. Miete oder Personal-
kosten wird nach dieser Richtlinie nicht gewährt. 
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3.3 Neben der Gewährung von städtischen Zuschüs-

sen sind Eigenleistungen einzusetzen, z. B. durch 
die Erhebung angemessener Mitglieds- oder Teil-
nehmerbeiträge oder Bereitstellung anderer Mittel.
  

 
3.4 Zuschüsse nach dieser Förderrichtlinie sind sub-

sidiär, d.h. es wird erwartet, dass eine mögliche 
Drittmittelfinanzierung anderer öffentlicher und 
privater Träger ausgeschöpft wird. 

 
3.5 Mit der Gewährung des Zuschusses muss die Ge-

samtfinanzierung des Vorhabens gesichert sein. 
Die Förderrichtlinie muss vom Empfänger des Zu-
schusses anerkannt werden.  

 
4. Antragstellung 
 
4.1 Anträge auf Bewilligung sind schriftlich vor Beginn der 

beabsichtigten Maßnahme bis zum 30.06. jeden Jah-
res – im ersten Jahr der Geltungsdauer schnellstmög-
lich - zu richten an die Stadt Bad Salzuflen/Fachdienst 
Bürgerservice und Soziales. 

 
4.2 Aus dem Antrag müssen insbesondere hervorgehen:

  
 

− der angestrebte Förderzweck 
− inhaltliche Angaben zur Maßnahme bzw. zum Pro-

jekt 
− die Mitgliederzahl und die Zahl der an der konkre-

ten Maßnahme/dem Projekt beteiligten Ehrenamt-
lichen 

− die erwartete bzw. angestrebte Zahl der Begüns-
tigten bzw. Teilnehmer der Maßnahme/des Pro-
jekts und ihr Einzugsgebiet (Ortsteil/Quartier) 

− Ort und Häufigkeit der Treffen bzw. Dauer der ge-
planten Maßnahme/des Projekts 

− finanzieller und materieller Förderumfang, z. B. 
durch Vorlage eines Kosten- und Finanzierungs-
plan einschl. Angaben über parallele weitere An-
tragstellungen auf Fördermittel und Eigenleistun-
gen 

− die Höhe der erhobenen Mitgliedsbeiträge und 
Teilnehmergebühren 

− Bericht über die bisherige und die mit der Maß-
nahme/dem Projekt geplante Arbeit und die Ziele  

− bei Vereinen Vorlage der Vereinssatzung, eine 
Eintragung in das Vereinsregister bzw. die Bean-
tragung sowie der Nachweis der Gemeinnützig-
keit. 

 
4.3 Festveranstaltungen, Reisen oder Ausflugsfahrten u. 

Ä. , die als Einzelmaßnahme geplant werden, fallen 
nicht unter die Förderrichtlinie.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
5. Verfahren 
 
5.1 Über die Förderungswürdigkeit entscheidet der Aus-

schuss für Soziales und Gesundheit in der ersten Sit-
zung nach Inkrafttreten der jeweiligen Haushaltssat-
zung bzw. nach Antragstellung und Verfügbarkeit von 
Haushaltsmitteln im Laufe des Haushaltsjahres in ei-
ner auf den fristgemäß vollständig vorliegenden An-
trag folgenden Sitzung. 

 
5.2 Über die Art, Höhe und den Zweck der Förderung er-

folgt ein schriftlicher Bescheid, ggf. mit Bedingungen 
oder Auflagen. 

 
5.3 Der Zuschuss ist nach sparsamen und wirtschaftli-

chen Grundsätzen zu verwenden. 
 
5.4 Der Nachweis der Verwendung der Fördermittel er-

folgt durch einen Verwendungsnachweis, der ohne 
weitere Aufforderung zwei Monate nach Abschluss 
der Maßnahme bzw. des Projekts, im Übrigen bis zum 
30.04. des Folgejahres zusammen mit einem Kurzbe-
richt nach Anlage 1 vorzulegen ist. 

 
5.5 Bei nicht zweckentsprechender Verwendung der För-

dermittel oder Überfinanzierung kann die Förderung 
ganz oder teilweise beendet werden, insbesondere 
wenn  

 
5.5.1 der Zuschussempfänger sie zu Unrecht, ins-

besondere durch von ihm zu vertretende unzu-
treffende Angaben erlangt hat, 

 
5.5.2 der Zuschuss nicht für den beantragten bzw. in 

der Bewilligung bestimmten Zweck verwendet 
wird, 

 
5.5.3 eine mit der Bewilligung verbundene Bedin-

gung oder Auflage nicht erfüllt wird oder 
 
5.5.4 der Verwendungsnachweis nicht ordnungsge-

mäß oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird oder
  

 
5.5.5 sonstige Kriterien dieser Richtlinie nicht beach-

tet werden. 
 
5.6 Soweit eine Bewilligung zurückgenommen wird, ist 

der Zuschuss, auch wenn er bereits verwendet wor-
den ist, zu erstatten.  

 
6. Höhe der Förderung 
 
6.1 Die Förderung erfolgt in Form eines Festbetrages und 

bemisst sich nach folgenden Kriterien:  
- Anzahl der erwarteten Teilnehmer an einem Projekt 
- Dauer bzw. Häufigkeit der Veranstaltungen  
- Höhe des ungedeckten Kostenvolumens.  

 
6.2 Der Höchstbetrag der Förderung beläuft sich grund-

sätzlich auf 3.000 €. Der Ausschuss für Soziales und 
Gesundheit kann aus berechtigten Gründen und je 
nach Vorliegen weiterer berücksichtigungsfähiger An-
träge ausnahmsweise im Einzelfall eine höhere För-
derung beschießen.  
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7. Inkrafttreten 
 

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
in Kraft.  

 
Ausgefertigt 
Bad Salzuflen, den 2. Oktober 2014 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende „Richtlinie der Stadt Bad Salzuflen zur 
freiwilligen Förderung gemeinnütziger Verbände, Vereine 
und sozialer Organisationen im Rahmen der Wohlfahrts-
pflege und Gemeinwesenarbeit “ wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der 

Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Bad Salzuflen, den 2. Oktober 2014 
Stadt Bad Salzuflen 
Der Bürgermeister 
 
Gez. 
 
 
Dr. Wolfgang Honsdorf 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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Stadt Blomberg 
 
446 Bekanntmachung der Namen der Mitglieder 

des Wahlausschusses 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat in seiner Sitzung am 
20. August 2014 gem. § 2 Abs. 3 des Gesetzes über die 
Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-Westfalen (KWahlG 
NRW) folgende Personen zu Beisitzern/Beisitzerinnen bzw. 
zu deren Stellvertretern/Stellvertreterinnen in den Wahl-
ausschuss gewählt: 
 
Beisitzer/in  Stellvertreter/in 
 
Eichhorn, Gottfried Reuter, Michael 
Radau, Werner Pellmann, Renate 
Volmer, Sonja Blanke, Jens 
Arnecke, Hans-Ulrich Niedermeier, Heike 
Albrecht, Dietmar Seega, Doris 
Lewicki, Anette Sigges, Wilhelm 
Röhr, Hans Joachim Kleinsorge, Jörg 
Unterschütz, Peter Runte, Andreas 
Petersmeier, Marianne Hanebaum-Hilker, Ralf 
Hilker, Andrea Hoffmann, Viktor 
 
Gemäß § 6 Abs. 1 Kommunalwahlordnung (KWahlO NRW) 
werden die Namen der Mitglieder des Wahlausschusses hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Blomberg, den 22. September 2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Wahlleiter 
 
 
Stodieck 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
447 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Blomberg mit Anlagen für das Haus-
haltsjahr 2015 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das Haushalts-
jahr 2015 mit Haushaltsplan und Anlagen gemäß § 80 Abs. 
3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW. S.666) in der zurzeit geltenden Fassung ab dem 
13. Oktober 2014 während des Beratungsverfahrens im 
Rat in der Kämmerei der Stadtverwaltung Blomberg, Zim-
mer Nr. 13, Am Martiniturm 1, 32825 Blomberg im Rahmen 
der Dienstzeiten zur Einsichtnahme öffentlich ausliegt. 
 
Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den Ent-
wurf der Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit Haus-
haltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr  2015 inner-
halb einer Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der Aus-
legung Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Stadtverwaltung Blomberg, Kämmerei, Am Martiniturm 
1, 32825 Blomberg, erheben. Über die Einwendungen ent-
scheidet der Rat der Stadt Blomberg in öffentlicher Sitzung. 
 
Blomberg, den 23. September 2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Geise 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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448 Feststellung der Gültigkeit der Wahl der Ver-

tretung und des Bürgermeisters der Stadt 
Blomberg vom 25. Mai 2014 

 
Gem. § 65 der Kommunalwahlordnung (KWahlO NRW) 
gebe ich hiermit öffentlich bekannt, dass der Rat der Stadt 
Blomberg am 01. Oktober 2014 gem. § 40 des Gesetzes 
über die Kommunalwahlen in Nordrhein-Westfalen (Kom-
munalwahlgesetz) vom 30. Juni 1998 in der zurzeit gelten-
den Fassung folgenden Beschluss gefasst hat:  
 
a) die Wählbarkeit der Vertretung und des Bürgermeisters 
der Stadt Blomberg wird festgestellt; 
 
b) Unregelmäßigkeiten bei der Wahlvorbereitung und 
Wahlhandlung, die im jeweils vorliegenden Einzelfall auf 
das Wahlergebnis im Wahlbezirk oder auf die Zuteilung der 
Sitze aus der Reserveliste von entscheidendem Einfluss 
gewesen sein könnten, wurden nicht festgestellt; 
 
c) die Feststellung des Wahlergebnisses wird für gültig er-
klärt; 
 
d) die Wahl der Vertretung und des Bürgermeisters der 
Stadt Blomberg vom 25. Mai 2014 wird für gültig erklärt.  
 
Gegen diesen Beschluss des Rates der Stadt Blomberg 
kann gem. § 41 Abs. 1 Kommunalwahlgesetzes innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungs-
gericht Minden, Königswall 8, 32423 Minden, erhoben wer-
den. Ein Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt der Verwal-
tungsgerichtsordnung findet nicht statt. 
 
Blomberg, den 02. Oktober 2014 
 
Stadt Blomberg 
Der Bürgermeister 
In Vertretung 
 
 
gez. Stodieck 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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Stadt Detmold 
 
449 Satzung zur 21. Änderung der „Hauptsatzung 

der Stadt Detmold vom 05. Dezember 1995“ 
vom 23.09.2014 

 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV NW, S. 666), die zuletzt durch Gesetz vom 09. 
April 2013 (GV.NRW.S.194) geändert worden ist, hat der Rat 
der Stadt Detmold am 18.09.2014 mit Mehrheit der gesetzli-
chen Anzahl der Ratsmitglieder die folgende Satzung zur Än-
derung der Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1 
§ 15 Abs. 3 wird am Ende um einen Satz ergänzt und lautet 
dann wie folgt: 
 
Grundstücksan- und –verkäufe sind, soweit es sich um unbe-
baute  
Grundstücke handelt und der Kaufpreis im Einzelfall einen Be-
trag von 5.000 € 
nicht übersteigt, Geschäfte der laufenden Verwaltung. Dies gilt 
auch für die  
Wahrnehmung von Vorkaufsrechten. 
 

§ 2 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Änderungssatzung vom 23.09.2014 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der ge-
genwärtigen Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeinde-
ordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 23.09.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
450 3. Satzung zur Änderung der Satzung für das 

Jugendamt der Stadt Detmold vom 
24.November 1997 (zuletzt geändert durch 2. 
Änderungssatzung vom 16.07.2014) vom 
23.09.2014 

 
Der Rat der Stadt Detmold hat aufgrund der §§ 7 und 41 Ge-
meindeordnung NRW, (GV. NW. 1994 S. 666)  
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezem-
ber 2013 (GV. NRW. S. 878), in Kraft getreten am 31. Dezem-
ber 2013, des Kinderbildungsgesetzes NRW,GV. NRW. 2007 
S. 462, in Kraft getreten am 1. August 2008; geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Juli 2011 (GV. NRW. S. 385) 
und Artikel 2 des Gesetzes vom 13. November 2012 (GV. 
NRW. S. 510), des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes NRW, GV. NW. 1990 S. 664, zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Februar 
2012 (GV. NRW. S. 97), in Kraft getreten am 25. Februar 2012 
sowie des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder und Ju-
gendhilfe – in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep-
tember 2012 (BGBl. I S. 2022), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 29. August 2013 (BGBl. I S. 3464) am 
18.09.2014 folgende 3. Satzung zur Änderung der Satzung für 
das Jugendamt der Stadt Detmold beschlossen:  
 

§ 1 
 
In § 4 Abs. 1 der Satzung wird  maximal 12 ersetzt durch ma-
ximal 13 
 
In § 4 Abs. 3 der Satzung wird maximal 12 ersetzt durch maxi-
mal 13 
 

§ 2 
 
In § 2 der Satzung wird ersetzt  KJHG durch SGB VIII. 
In § 4 Abs. 2 Satz 1 und 2 wird ersetzt KJHG durch SGB VIII. 
In § 5 Abs. 2 Nr. 2, Buchstabe c) wird ersetzt: die öffentliche 
Anerkennung als Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 
KJHG i.V.m. § 25 AG KJHG durch die öffentliche Anerkennung 
als Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII i.V.m. § 
25 AG KJHG. 
 

§ 3 
 
Der § 5 (Aufgaben des Jugendhilfeausschusses) Abs. 2  
 
(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufga-
ben: 
1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 

a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der 
Jugendhilfe, 

b) die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Er-
ziehung, soweit diese nicht durch Landesrecht geregelt 
werden, 

c) die Jugendhilfeplanung. 
2. Die Entscheidung über 

a) Prioritäten zur Umsetzung der Jugendhilfe, 
b) die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe, 
c) die öffentliche Anerkennung als Träger der freien Ju-

gendhilfe nach § 75 KJHG i.V.m. § 25 AG KJHG, 
d) den Bedarfsplan für Tageseinrichtungen für Kinder 

(gem. § 10 des Gesetzes über Tageseinrichtungen für 
Kinder - GTK -), 
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e) die Genehmigung einer geringeren Öffnungsdauer so-

wie die anteilige Kürzung von Zuschüssen (gem. § 18 
Abs. 2 Satz 1 GTK), 

f) die Regelung, welche Träger durch § 13 Abs. 4 und § 
18 Abs. 4 GTK begünstigt werden, 

g) die Genehmigung einer Vereinbarung über Tagesein-
richtungsplätze für Betriebe nach § 20 Abs. 3 GTK, 

h) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der 
Jugendschöffen, 

i) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der 
ehrenamtlichen Beisitzer für den Ausschuss und die 
Kammer für Kriegsdienstverweigerer. 

3. Die Vorberatung des Haushalts für den Bereich Jugendhil-
fe. 

4. Anhörung vor der Berufung des Leiters / der Leiterin der 
Verwaltung des Jugendamtes. 

 
wird ersetzt durch  
 
(2) Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufga-
ben: 

1. Die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 
a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen 

der Jugendhilfe, 
b) die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur 

Erziehung, soweit diese nicht durch Landesrecht ge-
regelt werden, 

c) die Jugendhilfeplanung. 
 

2. Die Entscheidung über 
a) Prioritäten zur Umsetzung der Jugendhilfe, 
b) die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe 

nach § 74 SGB VIII, 
c) die öffentliche Anerkennung als Träger der freien 

Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII i.V.m. § 25 AG 
KJHG, 

d) die sich aus dem Gesetz zur frühen Bildung und 
Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz- 
KiBiz) ergebenden Aufgaben über 
– die Bedarfsfeststellung für Kindertageseinrich-

tungen im Rahmen des Bedarfsplans für die Ta-
geseinrichtungen für Kinder gem. §§ 79, 80 SGB 
VIII (in Verbindung mit §§ 18 Abs. 2 und 21 Abs. 
6 KiBiz) 

– die grundsätzliche Verwendung der Zuschüsse 
gem. §§ 20 – 22 KiBiz, soweit sie nicht bereits 
zwingend gesetzlich vorgeschrieben ist 

– die Regelung, welche Träger durch § 20 Abs.1 
KiBiz begünstigt werden, 

– die Angebote für Schulkinder ( § 24 Abs. 4 SGB 
VIII i.V.m. § 19 Abs. 6 KiBiz), 

– die Auswahl von Familienzentren im Rahmen der 
landesrechtlichen Vorgaben nach § 16 (KiBiz). 

e) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der 
Jugendschöffen, 

 
3. Die Vorberatung des Haushalts für den Bereich Ju-

gendhilfe. 
4. Anhörung vor der Berufung des Leiters / der Leiterin der 

Verwaltung des Jugendamtes. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 4 

 
Die Satzung zur 3. Änderung der Satzung für das Jugendamt 
der Stadt Detmold tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Änderungssatzung vom 23.09.2014 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der ge-
genwärtigen Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeinde-
ordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 23.09.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
451 Satzung über die Entsorgung von Grund-

stücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranla-
gen, abflusslose Gruben) - Entsorgungssat-
zung - vom 23.09.2014 

 
Aufgrund der  
 
§§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.7.1994 
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert Artikel 1 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2013 (GV. NRW. S. 878), der §§ 60, 
61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 31.7.2009 (BGBl. I 2009, 
S. 2585ff, zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.08.2013 – 
BGBl. I 2013, S. 3154), der §§ 51ff. , 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG 
NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.6.1995 
(GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
05.03.2013 (GV NRW 2013, S. 133) sowie der Selbstüberwa-
chungsverordnung Abwasser (SüwVO Abw - GV NRW 2013, 
S. 602 ff. – im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW 
2013) 
 
hat der Rat der Stadt Detmold am 18.09.2014 folgende Sat-
zung beschlossen: 
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§ 1 Allgemeines 

(1) Die Stadt betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung der 
Grundstücksentwässerungsanlagen als öffentliche Einrich-
tung. Diese bildet eine rechtliche und wirtschaftliche Ein-
heit. 

(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Sat-
zung sind abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen für 
häusliches Schmutzwasser. 

(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage sowie 
Abfuhr und Behandlung der Anlageninhalte. Zur Durchfüh-
rung der Entsorgung kann sich die Stadt Dritter als Erfül-
lungsgehilfen bedienen. 

 
§ 2 Anschluss- und Benutzungsrecht 

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden 
Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschränkungen in die-
ser Satzung berechtigt, von der Stadt die Entsorgung einer 
Grundstücksentwässerungsanlage und die Übernahme des 
Inhaltes zu verlangen (Anschluss- und Benutzungsrecht).  

(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen 
von der Entleerung ausgeschlossen, bei denen die Pflicht 
zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden Klär-
schlammes auf Antrag der Stadt von der zuständigen Be-
hörde gemäß § 53 Abs. 4 Satz 2 LWG NRW auf den Nut-
zungsberechtigten des Grundstücks übertragen worden ist.  

 
§ 3 Begrenzung des Benutzungsrechtes 

(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Abwas-
ser ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhaltsstoffe,  

1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten Mit-
arbeiter verletzt oder Geräte und Fahrzeuge in ihrer 
Funktion beeinträchtigt oder  

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige 
Personal gefährdet oder gesundheitlich beeinträch-
tigt oder  

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand 
angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfähigkeit 
oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteu-
ert oder behindert oder  

4. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -
verwertung beeinträchtigt oder verteuert oder  

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so er-
heblich stört, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht einge-
halten werden können.  

(2) Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit 
dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen. 

 
§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang 

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist 
verpflichtet, die Entsorgung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage ausschließlich durch die Stadt zuzulassen und 
den zu entsorgenden Inhalt der Stadt zu überlassen (An-
schluss- und Benutzungszwang).  

(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in 
landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche Abwas-
ser.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Die Stadt kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für 

das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser 
auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang befreien, 
wenn die Voraussetzungen des § 51 Abs. 2 Nr. 1 LWG 
NRW gegeben sind. Hierzu muss der Grundstückseigentü-
mer nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der 
pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, 
forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Böden ohne 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang 
mit den wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutz-
rechtlichen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmung 
aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der 
Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, natur-
schutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbe-
denklichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden vor-
legt. 

 
§ 5 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstück-
sentwässerungsanlage 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den ge-
mäß § 60 WHG und § 57 LWG NRW jeweils in Betracht 
kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu betreiben 
und zu unterhalten. Die untere Umweltbehörde ordnet in 
ihrer Funktion als untere Wasserbehörde bei Bedarf die 
Sanierung an.  

(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so 
zu bauen, dass die Grundstücksentwässerungsanlagen 
durch die von der Stadt oder von beauftragten Dritten 
eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem 
Aufwand die Entleerung durchführen können. Die Grund-
stücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich sein, 
der Deckel muss durch eine Person zu öffnen sein.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des 
Abs. 2 nach Aufforderung der Stadt zu beseitigen und die 
Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsge-
mäßen Zustand zu bringen.  

 
§ 6 Durchführung der Entsorgung 

(1) Vollbiologische Kleinkläranlagen mit der Bauartzulassung 
vom Deutschen Institut für Bautechnik (DIBt) sind ent-
sprechend den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik bei Bedarf, spätestens jedoch drei Jahre nach der 
letzten Abfuhr zu entleeren, soweit auf der Grundlage des 
§ 57 LWG keine anderen Regelungen eingeführt worden 
sind. Das Nichtvorliegen eines Abfuhrbedarfes ist durch 
den Grundstückseigentümer gegenüber der Gemeinde 
durch Wartungsprotokoll (mit einer integrierten Schlamm-
spiegel-Messung) einer von ihm beauftragten Wartungs-
firma nachzuweisen. Vollbiologische Kleinkläranlagen oh-
ne Bauartzulassung sind je nach Größe und Bedarf in 
kürzeren Zeitintervallen zu entsorgen, die von der Stadt 
im Einzelfall festgelegt werden. Der Grundstückseigentü-
mer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder schrift-
lich zu beantragen.  
(1a) Anlagen, die nicht nach den Regeln der Technik be-
trieben werden (Dreikammerausfaulgruben) sind nach 
Bedarf, jedoch mindestens einmal pro Jahr zu entleeren.  

(2) Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber 
einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn 
die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren Speicher-
volumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit einer 
Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausgerüstet, so 
liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose Grube bis auf 
80 % des nutzbaren Speichervolumens angefüllt ist. Der 
Grundstückseigentümer hat die Entsorgung rechtzeitig 
mündlich oder schriftlich zu beantragen.  
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(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Entsor-

gungsplans kann die Stadt die Grundstücksentwässe-
rungsanlage entsorgen, wenn besondere Umstände eine 
Entsorgung erfordern oder die Voraussetzungen für eine 
Entsorgung vorliegen und ein Antrag auf Entsorgung un-
terbleibt.  

(4) Die Stadt bestimmt den genauen Zeitpunkt sowie die Art 
und Weise der Entsorgung. 

(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer 
unter Beachtung der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser Sat-
zung, die Grundstücksentwässerungsanlage freizulegen 
und die Zufahrt zu gewährleisten.  

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Ent-
leerung unter Beachtung der Betriebsanleitung, der DIN-
Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis wieder 
in Betrieb zu nehmen. 

(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigen-
tum der Stadt über. Die Stadt ist nicht verpflichtet, darin 
nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen 
zu lassen. Werden Wertgegenstände gefunden, sind sie 
als Fundsache zu behandeln. 

 
§ 7 Anmeldung und Auskunftspflicht 

(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt das Vorhanden-
sein von Kleinkläranlagen und abflusslosen Gruben anzu-
zeigen. Die für die Genehmigung einer derartigen Anlage 
vorhandenen baurechtlichen und wasserrechtlichen Vor-
schriften bleiben unberührt.  

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 dieser 
Satzung hinaus der Stadt alle zur Durchführung dieser Sat-
zung erforderlichen Auskünfte zu erteilen.  

(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so sind 
sowohl der bisherige als auch der neue Eigentümer ver-
pflichtet, die Stadt unverzüglich schriftlich zu benachrichti-
gen.  

 
§ 8 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlagen und 
Betretungsrecht 

(1) Im Rahmen der Überwachungspflicht für Kleinkläranlagen 
nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 LWG NRW überprüft die 
Stadt durch regelmäßige Kontrollen vom ordnungsgemä-
ßen Zustand der Kleinkläranlagen. Sie kann sich zur Erfül-
lung dieser Pflicht nach § 53 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW Drit-
ter bedienen. 

(2) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prüfung, ob die Vor-
schriften dieser Satzung befolgt werden und ob der Zustand 
der Kleinkläranlagen ordnungsgemäß ist, ungehinderten 
Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des Grundstücks 
und der Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. 
Die Beauftragten haben sich auf Verlangen durch einen von 
der Stadt ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren 
seines Grundstücks zum Zwecke der Entsorgung zu dul-
den.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 9 Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen, die Schmutzwasser den Grundstücksent-

wässerungsanlagen zuleiten 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privater Ab-

wasserleitungen, die Schmutzwasser privaten Grundstück-
senwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, abflusslose Gru-
be) zuleiten, gilt die Verordnung zur Selbstüberwachung 
von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung 
Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Abwasserlei-
tungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG 
NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten 
und zu betreiben, dass die Anforderungen an die Abwas-
serbeseitigung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die 
ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungs-
pflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der Stadt. 

(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasser-
leitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß 
§ 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt werden. 

(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erdreich 
oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitungen zum 
Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit die-
sem vermischten Niederschlagswasser einschließlich ver-
zweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der 
Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. 
Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 
SüwV Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen Ab-
leitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die 
in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes 
Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 

(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine 
Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserlei-
tungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 
SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwV Abw NRW 
2013 hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach § 8 
Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte pri-
vate Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach 
ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlicher Änderung un-
verzüglich von Sachkundigen nach den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik auf deren Zustand und Funk-
tonstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffris-
ten für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Üb-
rigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 2013. 
Legt die Stadt darüber hinaus durch gesonderte Satzung 
gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen 
fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümer 
bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt hierüber im Rah-
men der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Beratungs-
pflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG NRW) informiert. Das 
gleiche gilt, wenn die Stadt Satzungen nach altem Recht 
gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW fortführt. 

(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 
Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 
und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln der 
Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine abwei-
chenden Regelungen trifft.  
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(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das Er-

gebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Be-
scheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 
zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 
Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten Anlagen bei-
zufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen kann der 
Stadt durch den Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw NRW 2013) 
unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorgelegt 
werden, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt 
erfolgen kann. Auf Verlangen der Stadt ist die Bescheini-
gung nebst Anlagen vorzulegen. 

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf 
Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, be-
dürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 keiner erneuten 
Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum 
Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entspro-
chen haben. 

(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt 
ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungs-
fristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die 
Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 
nach pflichtgemäßen Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 
§ 10 Haftung 

(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge 
mangelhaften Zustandes oder unsachgemäßer Benutzung 
seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder Zuwegung. 
In gleichem Umfang hat er die Stadt von Ersatzansprüchen 
Dritter freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden.  

(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflichtungen 
aus dieser Satzung nicht oder nicht ausreichend nach und 
ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist er zum Ersatz 
verpflichtet.  

(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen 
höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt 
werden, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch 
auf Schadensersatz oder Ermäßigung der Benutzungsge-
bühr. Im Übrigen haftet die Stadt im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen.  

 
§ 11 Benutzungsgebühren 

Für die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
werden Benutzungsgebühren auf der Grundlage des § 3 der 
Gebührensatzung zur Entsorgungssatzung erhoben. 
 

§ 12 Berechtigte und Verpflichtete 
Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer 
ergebenden Rechte und Pflichten geltend entsprechend auch 
für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus 
den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 ergebenden Pflichten gelten 
auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie 
jeden tatsächlichen Benutzer.  
 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen des § 3 

entspricht,  
b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder 

sie nicht benutzt,  
c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den Anforderun-

gen des § 5 Abs. 2 entsprechend baut, betreibt oder unter-
hält oder einer Aufforderung der Stadt nach § 5 Abs. 3 zur 
Beseitigung der Mängel nicht nachkommt,  
 

 
d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht oder 

nicht rechtzeitig beantragt,  
e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässerungsanlage 

nicht freilegt oder die Zufahrt nicht gewährleistet,  
f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässerungsanlage 

nicht wieder in Betrieb nimmt,  
g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 Abs. 2 und 3 sowie § 8 

Abs. 1 nicht nachkommt, 
h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt,  
i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren seines 

Grundstücks nicht duldet.  
j) die Bescheinigung über Zustands- und Funktionsprüfung 

der Stadt entgegen § 9 Abs. 6 nicht auf deren Verlangen 
vorlegt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit wird mit einer Geldbuße bis zu 

50.000 € geahndet.  
 

§ 14 Begriff des Grundstücks 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der 
Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende Grund-
besitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. 
 

§ 15 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 20.11.2008 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Entsorgungssatzung vom 23.09.2014 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der ge-
genwärtigen Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeinde-
ordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-

schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder  
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 
die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 23.09.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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452 Entwässerungssatzung der Stadt Detmold vom 

23.09.2014 
 
Aufgrund der  
 
− §§ 7 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 14.7.1994 
(GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV NRW S. 878) 

− der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes 
(WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.7.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff., zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 07.08.2013 – BGBl. I, S. 3154),  

− des § 53 Abs. 1 e Satz 1 LWG NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.6.1995 (GV NRW 1995, S. 926), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.03.2013 (GV NRW 
2013, S. 133) sowie  

− der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO 
Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff. – im Satzungstext bezeich-
net als SüwVO Abw NRW 2013) 

 
hat der Rat der Stadt Detmold am 18.09.2014 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 Allgemeines 
 
(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt umfasst unter 

anderem das Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Gemeindege-
biet anfallenden Abwassers sowie das Entwässern und 
Entsorgen des Klärschlamms. Zur Abwasserbeseitigungs-
pflicht gehören nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 LWG 
NRW insbesondere 

 
1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von 

Grundstücken, deren Bebaubarkeit nach Maßgabe des 
Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen 
Vorhaben- und Erschließungsplan oder eine Klarstel-
lungs-, Entwicklungs-, und Ergänzungssatzung begrün-
det worden ist, 

 
2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstü-

cken des Gemeindegebietes anfallenden Abwassers 
sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänen 
nach § 58 Abs. 1 LWG NRW 

 
3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 

übernommenen Abwassers sowie die Aufbereitung des 
durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klär-
schlamms für seine ordnungsgemäße Verwertung oder 
Beseitigung, 

 
4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung 

oder die Anpassung der für die Abwasserbeseitigung 
nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an 
die Anforderungen des §§ 54ff. WHG und des § 57 
LWG NRW, 

 
5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagen 

anfallenden Schlamms und dessen Aufbereitung für ei-
ne ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung (§ 54 
Abs. 2 Satz 2 WHG); hierfür gilt die gesonderte Satzung 
der Stadt Detmold über die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlagen, ab-
flusslose Gruben) vom 23.09.2014. 

 
6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im 

Falle des § 53 Abs. 4 LWG NRW 

 
7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach 

Maßgabe des § 53 Abs. 1 a und b LWG NRW 
 
(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ih-

rem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseiti-
gung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung an-
fallenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und 
zentralen Anlagen als öffentliche Einrichtung zur Verfügung 
(öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentlichen Abwasser-
anlage gehören auch dezentrale öffentliche Versickerungs-
anlagen für Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. Ablei-
tungsgräben wie z.B. Straßen- bzw. Wegeseitengräben, die 
zum Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage gewidmet 
worden sind. Die öffentlichen, dezentralen und zentralen 
Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche 
Einheit. 

 
(3) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage 

sowie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneue-
rung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt die 
Stadt im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseiti-
gungspflicht. 

 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
1. Abwasser: 

Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser im 
Sinne des § 54  

 Abs. 1 WHG. 
 
2. Schmutzwasser: 

Schmutzwasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das 
durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder 
sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte 
und das bei Trockenwetter damit zusammen abfließende 
Wasser. Als Schmutzwasser gelten nach § 54 Abs. 1 Satz 
2 WHG auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und 
Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten 
Flüssigkeiten. 

 
3. Niederschlagswasser: 

Niederschlagswasser ist nach § 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
WHG das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebau-
ten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende Was-
ser. 

 
4. Mischsystem: 

Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswas-
ser gemeinsam gesammelt und fortgeleitet. 

 
5. Trennsystem: 

Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswas-
ser getrennt gesammelt und fortgeleitet. 

 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
 

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der 
Stadt selbst oder in ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, 
die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten 
von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung 
der bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfal-
lenden Rückstände dienen. 

 
b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die 

Grundstücksanschlussleitungen. 
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c) In den Gebieten, in denen die Abwasserbeseitigung 

durch ein Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich Tei-
le eines solchen Netzes auf den Privatgrundstücken be-
finden, gehören die Hausanschlussleitungen einschließ-
lich der Druckstationen nicht zur öffentlichen Abwasser-
anlage. 

 
d) Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser 

Satzung gehören Kleinkläranlagen und abflusslose 
Gruben, die in der Satzung über die Entsorgung von 
Grundstückentwässerungsanlagen der Stadt vom 
23.09.2014 geregelt ist.  

 
7. Anschlussleitungen: 

Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden 
Grundstücksanschlussleitungen und Hausanschlussleitun-
gen verstanden. 

 
a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von 

der öffentlichen Sammelleitung bis zur Grenze des je-
weils anzuschließenden Grundstücks. 

 
b) Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der pri-

vaten Grundstücksgrenze bis zu dem Gebäude oder 
dem Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. 
Zu den Hausanschlussleitungen gehören auch Leitun-
gen unter der Bodenplatte des Gebäudes auf dem 
Grundstück, in dem Abwasser anfällt sowie Schächte 
und Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnet-
zen ist die Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem 
privaten Grundstück Bestandteil der Hausanschlusslei-
tung. 

 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen 
innerhalb und an zu entwässernden Gebäuden, die der 
Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und Ab-
leitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z.B. 
Abwasserrohre im Gebäude, Dachrinnen, Hebeanlage). Sie 
gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

 
9. Druckentwässerungsnetz: 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Lei-
tungsnetze, in denen der Transport von Abwasser einer 
Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten 
Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind 
regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des jeweili-
gen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Haus-
anschlussleitung, die nicht zur öffentlichen Abwasseranlage 
gehört. 

 
10. Abscheider: 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssig-
keitsabscheider, Stärkeabscheider und ähnliche Vorrich-
tungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffentli-
che Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser 
verhindern. 

 
11. Anschlussnehmer: 

Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstücks, 
das an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist. § 
20 Absatz 1 gilt entsprechend. 

 
12. Indirekteinleiter: 

Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwas-
ser in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder sonst 
hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

 

 
13. Grundstück: 

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grund-
buch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine 
selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf 
einem Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die 
Stadt für jede dieser Anlagen die Anwendung der für 
Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung 
verlangen. 

 
§ 3 Anschlussrecht 

 
Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grund-
stücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung 
berechtigt, von der Stadt den Anschluss seines Grundstücks an 
die bestehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (An-
schlussrecht). 
 

§ 4 Begrenzung des Anschlussrechts 
 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstü-

cke, die an eine betriebsfertige und aufnahmefähige öffent-
liche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Da-
zu muss die öffentliche Abwasserleitung in unmittelbarer 
Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück verlaufen. 
Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in un-
mittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffent-
lichen oder privaten Weg ein unmittelbarer Zugang zu einer 
Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt ist. 
Die Stadt kann den Anschluss auch in anderen Fällen zu-
lassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beein-
trächtigt wird. 

 
(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenn die Voraus-

setzungen des § 53 Abs. 4 Satz 1 LWG NRW zur Übertra-
gung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der Stadt 
auf den privaten Grundstückseigentümer durch die untere 
Wasserbehörde erfüllt sind. Dieses gilt nicht, wenn sich der 
Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem An-
schluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen. 

 
(3) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Stadt von der 

Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 
 

§ 5 Anschlussrecht für Niederschlagswasser 
 
(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf 

das Niederschlagswasser. 
 
(2) Dieses gilt jedoch nicht für Niederschlagswasser von 

Grundstücken, bei denen die Pflicht zur Beseitigung des 
Niederschlagswassers gemäß § 53 Absatz 3 a Satz 1 LWG 
dem Eigentümer des Grundstücks obliegt. 

 
(3) Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswas-

sers nicht ausgeschlossen, wenn die Stadt von der Mög-
lichkeit des § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch 
macht. 

 
§ 6 Benutzungsrecht 

 
Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat 
der Anschlussnehmer vorbehaltlich der Einschränkungen in 
dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Bestim-
mungen für den Bau und den Betrieb der haustechnischen Ab-
wasseranlagen das Recht, das auf seinem Grundstück anfal-
lende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten 
(Benutzungsrecht). 
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§ 7 Begrenzung des Benutzungsrechts 

 
(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und 

Abwässer nicht eingeleitet werden, die aufgrund ihrer In-
haltsstoffe 

 
1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder 
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige 

Personal gefährden oder gesundheitlich beeinträchtigen 
oder 

3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ih-
re Funktionsfähigkeit oder Unterhaltung gefährden, er-
schweren oder behindern oder 

4. den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich er-
schweren oder verteuern oder 

5. die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -
verwertung beeinträchtigen oder verteuern oder 

6. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbe-
handlungsanlage so erheblich stören, dass dadurch die 
Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungser-
laubnis nicht eingehalten werden können. 

 
(2) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere 

nicht eingeleitet werden: 
 

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ab-
lagerungen oder Verstopfungen in der Kanalisation füh-
ren können; 

2. Schlämme aus Neutralisations-, Entgiftungs- und sons-
tigen privaten Behandlungsanlagen;  

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen 
Abwasserbeseitigung, insbesondere aus Kleinkläranla-
gen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten, Schlamm-
fängen und gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie 
nicht in eine für diesen Zweck vorgesehene gemeindli-
che Einleitungsstelle eingeleitet werden; 

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie 
Stoffe, die nach Übersättigung im Abwasser in der Ka-
nalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehin-
derungen führen können; 

5. nicht neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggas-
betriebenen Brennwertanlagen mit einer Nennwärme-
leistung von mehr als 100 KW sowie nicht neutralisierte 
Kondensate aus sonstigen Brennwertanlagen: 

6. radioaktives Abwasser; 
7. Inhalte von Chemietoiletten; 
8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen 

von Krankenhäusern und medizinischen Instituten; 
9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie 

Gülle und Jauche; 
10. Silagewasser; 
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser; 
12. Blut aus Schlachtungen; 
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädli-

chen Konzentrationen freisetzen kann; 
14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Ab-

wasser, aus dem explosionsfähige Gas-Luft-Gemisch 
entstehen können; 

15. Emulsionen von Mineralölprodukten; 
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte 

 
(3) Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn folgende 

Grenzwerte an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwas-
seranlage nicht überschritten sind: siehe Anlage 1 

 
Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem 
Ziel, diese Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfolgen.  
 

 
(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumen-

strom und/oder Konzentration festlegen. Sie kann das Be-
nutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem 
Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung 
und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. 

 
(5) Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasser-

anlage auf anderen Wegen als über die Anschlussleitung 
eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Stadt er-
folgen. 

 
(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausge-

schlossen, soweit die Stadt von der Abwasserbeseitigungs-
pflicht befreit ist. 

 
(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche 

Befreiungen von den Anforderungen der Absätze 2 bis 6 er-
teilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte 
für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen 
Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen. Insbesondere 
kann die Stadt auf Antrag zulassen, dass Grund-, Drainage- 
und Kühlwasser der Abwasseranlage zugeführt wird. Der 
Indirekteinleiter hat seinem Antrag die von der Stadt ver-
langten Nachweise beizufügen. 

 
(8) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 
 

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stof-
fen zu verhindern, das unter Verletzung der Absätze 1 
und 2 erfolgt; 

 
2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die 

Grenzwerte nach Absatz 3 nicht einhält.  
 

§ 8 Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen 
 
(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Die-

sel- Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwasser ist 
vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in ent-
sprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. 
Für fetthaltiges häusliches Abwasser gilt dieses jedoch nur, 
wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auch dieses 
Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und 
dort zu behandeln ist.  

 
(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der 

Stadt eine Vorbehandlung (Vorreinigung) auf dem Grund-
stück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichten-
den und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen Vor-
behandlungsanlage angeordnet werden, wenn der Ver-
schmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die Stadt 
eine Pflicht zur Vorbehandlung nach dem sog. Trenn-Erlass 
vom 26.05.2004 (MinBl. NRW 2004, S. 583ff.) auslöst. Die 
vorstehende Vorbehandlungspflicht gilt insbesondere für 
Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in 
die öffentliche Abwasseranlage einleiten. 

 
(3) Stoffe aus Verarbeitungsbetrieben tierischer Nebenproduk-

te und von Schlachtabwässern aus Schlachthöfen nach den 
Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3) der 
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 müssen durch den An-
schlussnehmer durch ein Feststoffrückhaltesystem mit einer 
maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werden. 
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(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen 

und deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen 
und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die Stadt 
kann darüber hinausgehende Anforderungen an den Bau, 
den Betrieb und die Unterhaltung der Abscheider stellen, 
sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Ab-
wasseranlage erforderlich ist. 

 
(5) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehand-

lung anfallen, sind in Übereinstimmung mit den abfallrecht-
lichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der öffentlichen 
Abwasseranlage nicht zugeführt werden. 

 
§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang 

 
(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschrän-

kungen in dieser Satzung verpflichtet, sein Grundstück in 
Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach § 53 Abs. 
1 c LWG NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzu-
schließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück anfällt 
(Anschlusszwang). 

 
(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkun-

gen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf seinem 
Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und 
Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage 
einzuleiten (Benutzungszwang), um seine Abwasserüber-
lassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW zu erfüllen. 

 
(3) Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn 

die in § 51 Absatz 2 Satz 1 LWG NRW genannten Voraus-
setzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes 
Abwasser vorliegen. Das Vorliegen dieser Voraussetzun-
gen ist der Stadt nachzuweisen. 

 
(4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Vo-

raussetzungen ist das häusliche Abwasser aus landwirt-
schaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage 
anzuschließen und dieser zuzuführen. 

 
(5) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht auch für das 

Niederschlagswasser. Dieses gilt nicht in den Fällen des § 
5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung.  

 
(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das 

Schmutz- und das Niederschlagswasser den jeweils dafür 
bestimmten Anlagen zuzuführen. 

 
(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Be-

nutzung der baulichen Anlage an die öffentliche Abwasser-
anlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren 
nach § 14 Absatz 1 ist durchzuführen. 

 
(8) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer 

baulichen Anlage, so ist das Grundstück innerhalb von drei 
Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Be-
kanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussberechtig-
ten angezeigt wurde, dass das Grundstück angeschlossen 
werden kann. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für 

Schmutzwasser 
 
(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom An-

schluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser ganz 
oder teilweise befreit werden, wenn ein besonders begrün-
detes Interesse an einer anderweitigen Beseitigung oder 
Verwertung des Schmutzwassers besteht und - insbeson-
dere durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis - 
nachgewiesen werden kann, dass eine Beeinträchtigung 
des Wohls der Allgemeinheit nicht zu besorgen ist. 

 
(2) Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Absatz 

1 liegt nicht vor, wenn die anderweitige Beseitigung oder 
Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen soll, 
Gebühren zu sparen. 

 
§ 11 Nutzung des Niederschlagswassers 

 
Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf 
seinem Grundstück anfallenden Niederschlagswassers, so hat 
er dies der Stadt anzuzeigen. Die Stadt verzichtet in diesem 
Fall auf die Überlassung des verwendeten Niederschlagswas-
sers gemäß § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW, wenn die ord-
nungsgemäße Verwendung des Niederschlagswassers auf 
dem Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf an den öf-
fentlichen Kanal besteht, so dass eine Überschwemmung von 
Nachbar-Grundstücken durch Niederschlagswasser ausge-
schlossen werden kann. Ein Verzicht auf die Abwasserüberlas-
sung kommt nach § 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW nur bei sol-
chen Grundstücken in Betracht, die bereits an die öffentliche 
Abwasserkanalisation angeschlossen sind. 
 
§ 12 Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungs-

netze 
 
(1) Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Grün-

den die Entwässerung mittels eines Druckentwässerungs-
netzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf seine 
Kosten auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit 
einer für die Entwässerung ausreichend bemessenen 
Druckpumpe sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur 
Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhal-
ten, instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern und zu 
erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemes-
sung und Lage des Pumpenschachtes, der Druckpumpe 
und der dazugehörigen Druckleitung trifft die Stadt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem ge-

eigneten Fachunternehmer einen Wartungsvertrag abzu-
schließen, der eine Wartung der Druckpumpe entsprechend 
den Angaben des Herstellers sicherstellt. Der Wartungsver-
trag ist der Stadt bis zur Abnahme der Druckleitung, des 
Pumpenschachtes und der Druckpumpe vorzulegen. Für 
bereits bestehende Druckpumpen ist der Wartungsvertrag 
innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieser Bestim-
mung vorzulegen.  

 
(3) Die Stadt kann den Nachweis der durchgeführten War-

tungsarbeiten verlangen. 
 
(4) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu 

öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung des Pum-
penschachtes ist unzulässig. 
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§ 13 Ausführung von Anschlussleitungen 

 
(1) Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit ei-

ner eigenen Anschlussleitung und ohne technischen Zu-
sammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentli-
che Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit 
Mischsystem ist für jedes Grundstück eine Anschlusslei-
tung, in Gebieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung 
für Schmutz- und für Niederschlagswasser herzustellen. 
Auf Antrag können mehrere Anschlussleitungen verlegt 
werden. Die Stadt kann den Nachweis über den ordnungs-
gemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage im 
Rahmen des Zustimmungsverfahrens nach § 14 dieser 
Satzung verlangen. 

 
(2) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere 

selbständige Grundstücke geteilt, so gilt Absatz 1 für jedes 
der neu entstehenden Grundstücke. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von 

Abwasser aus dem öffentlichen Kanal zu schützen. Hierzu 
hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene (in der 
Regel die Straßenoberkante) durch funktionstüchtige Rück-
stausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik einzubauen. Die Rückstausicherung muss je-
derzeit zugänglich sein.  

 
(4) Bei der Neuerrichtung von Anschlussleitungen hat der 

Grundstückseigentümer einen Einsteigschacht mit Zugang 
für Personal auf seinem Grundstück einzubauen. Der 
Schacht ist unmittelbar an der Grundstücksgrenze zu er-
richten. Wird die Anschlussleitung erneuert oder verändert, 
so hat der Grundstückseigentümer nachträglich einen Ein-
steigschacht auf seinem Grundstück erstmals einzubauen, 
wenn dieser zuvor nicht eingebaut worden war. Bei beste-
henden Anschlussleitungen kann die Stadt den nachträgli-
chen Einbau von Einsteigschächten fordern. In Ausnahme-
fällen kann auf Antrag des Grundstückseigentümers von 
der Errichtung eines Einsteigschachtes abgesehen werden. 
Der Einsteigschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu 
öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung des Ein-
steigschachtes ist unzulässig. 

 
(5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite und technische Ausfüh-

rung der Anschlussleitungen bis zu den Einsteigschäch-
ten sowie die Lage und Ausführung der Einsteigschächte 
bestimmt die Stadt. 

 
(6) Die Herstellung, Erneuerung und Veränderung sowie die 

laufende Unterhaltung der haustechnischen Abwasseranla-
gen sowie der Hausanschlussleitung auf dem anzuschlie-
ßenden Grundstück führt der Grundstückseigentümer auf 
seine Kosten durch. Ist noch kein Einsteigschacht an der 
Grundstücksgrenze vorhanden, führt der Anschlussnehmer 
darüber hinaus die laufende Unterhaltung und Reinigung 
der Grundstücksanschlussleitung auf seine Kosten durch. 
Die Hausanschlussleitung ist in Abstimmung mit der Stadt 
zu erstellen.  

 
(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches 

Gefälle zur öffentlichen Abwasseranlage, so kann die Stadt 
von dem Grundstückseigentümer zur ordnungsgemäßen 
Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den Be-
trieb einer Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. 

 
 
 

 
(8) Auf Antrag können zwei oder mehrere Grundstücke durch 

eine gemeinsame Anschlussleitung entwässert werden. Die 
Benutzungs- und Unterhaltungsrechte sind dinglich im 
Grundbuch abzusichern. 

 
(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Ab-

wasseranlage vorhanden ist, Neubauten errichtet oder Nut-
zungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich 
ziehen, hat der Grundstückseigentümer auf seinem Grund-
stück Anlagen für einen späteren Anschluss in Abstimmung 
mit der Stadt auf seine Kosten vorzubereiten. 

 
§ 14 Zustimmungsverfahren 

 
(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der 

vorherigen Zustimmung der Stadt. Diese ist rechtzeitig, 
spätestens jedoch vier Wochen vor der Durchführung der 
Anschlussarbeiten zu beantragen. Besteht Anschluss- und 
Benutzungszwang an die öffentliche Abwasseranlage, gilt 
der Antrag mit der Aufforderung der Stadt den Anschluss 
vorzunehmen, als gestellt. Eine Zustimmung wird erst dann 
erteilt, wenn eine Abnahme des Anschlusses durch die 
Stadt an der offenen Baugrube erfolgt ist.  

 
(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Ge-

bäudes hat der Anschlussnehmer eine Woche vor der Au-
ßerbetriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen. 
Diese sichert die Anschlussleitung auf Kosten des An-
schlussnehmers. 

 
§ 15 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserlei-
tungen 

 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privater Ab-

wasserleitungen gilt die Verordnung zur Selbstüberwa-
chung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverord-
nung Abwasser – SüwVO Abw NRW 2013). Private Ab-
wasserleitungen sind gemäß den §§ 60, 61 WHG, § 61 
Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 so 
zu errichten und zu betreiben, dass die Anforderungen an 
die Abwasserbeseitigung eingehalten werden. Hierzu ge-
hört auch die ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasser-
überlassungspflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gegen-
über der Stadt. 

 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasser-

leitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige gemäß 
§ 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt werden. 

 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erdreich 

oder unzugänglich verlegte private Abwasserleitungen zum 
Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwasser oder mit die-
sem vermischten Niederschlagswasser einschließlich ver-
zweigter Leitungen unter der Keller-Bodenplatte oder der 
Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige 
Einsteigschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. 
Ausgenommen von der Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 
SüwVO Abw NRW 2013 Abwasserleitungen, die zur alleini-
gen Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Lei-
tungen, die in dichten Schutzrohren so verlegt sind, dass 
austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird. 
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(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt eine 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserlei-
tungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den §§ 7 bis 9 
SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 SüwVO Abw 
NRW 2013 hat der Eigentümer des Grundstücks bzw. nach 
§ 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 der Erbbauberechtigte 
private Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, 
nach ihrer Errichtung oder nach ihrer wesentlicher Ände-
rung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik auf deren Zustand und 
Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und 
Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich 
im Übrigen aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 
2013. Legt die Stadt darüber hinaus durch gesonderte Sat-
zung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffris-
ten fest, so werden die betroffenen Grundstückseigentümer 
bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt Detmold hierüber 
im Rahmen der ihr obliegenden Unterrichtungs- und Bera-
tungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 LWG NRW) informiert. 
Das gleiche gilt, wenn die Stadt Satzungen nach altem 
Recht gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 2 LWG NRW fortführt. 

 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 Abs. 1 

SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach § 8 Abs. 1 
Satz 4 SüwVO Abw NRW 2013 gelten die DIN 1986 Teil 30 
und die DIN EN 1610 als allgemein anerkannte Regeln der 
Technik, soweit die SüwVO Abw NRW 2013 keine abwei-
chenden Regelungen trifft. 

 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das Er-

gebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer Be-
scheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 2013 
zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung die in § 9 
Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten Anlagen bei-
zufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen kann der 
Stadt durch den Grundstückseigentümer oder Erbbaube-
rechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 SüwVO Abw NRW 2013) 
unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorgelegt 
werden, damit eine zeitnahe Hilfestellung durch die Stadt 
erfolgen kann. Auf Verlangen der Stadt ist die Bescheini-
gung nebst Anlagen vorzulegen. 

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 auf 

Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden sind, be-
dürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 keiner erneuten 
Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum 
Zeitpunkt der Prüfung geltenden Anforderungen entspro-
chen haben. 

 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt 

ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 SüwVO Abw 
NRW. Über mögliche Abweichungen von den Sanierungs-
fristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 kann die 
Stadt gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden. 

 
§ 16 

Indirekteinleiter-Kataster 
 
(1) Die Stadt führt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren 

Beschaffenheit erheblich vom häuslichen Abwasser ab-
weicht. 

 
 
 
 
 

 
(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der 

Stadt mit dem Antrag nach § 14 Absatz 1 die abwasserer-
zeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehen-
den Anschlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nach 
Inkrafttreten dieser Satzung zu geschehen. Auf Verlangen 
hat der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft über die Zu-
sammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und 
die Vorbehandlung des Abwassers zu erteilen. Soweit es 
sich um genehmigungspflichtige Indirekteinleitungen im 
Sinne des § 58 WHG und § 59 LWG NRW handelt, genügt 
in der Regel die Vorlage des Genehmigungsbescheides der 
zuständigen Wasserbehörde. 

 
§ 17 

Abwasseruntersuchungen 
 
(1) Die Stadt ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen 

vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. Sie bestimmt die 
Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der Probe-
nahmen. 

 
(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschluss-

nehmer, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß gegen die 
Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt. 

 
§ 18 

Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt auf 

Verlangen die für den Vollzug dieser Satzung erforderlichen 
Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen 
Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung zu ertei-
len. 

 
(2) Die Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben die 

Stadt unverzüglich zu benachrichtigen, wenn 
 

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen 
durch Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel der 
öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein kön-
nen (z.B. Verstopfungen von Abwasserleitungen), 

 
2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind 

oder zu geraten drohen, die den Anforderungen nach § 
7 nicht entsprechen, 

 
3. sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheb-

lich ändert, 
 
4. sich die der Mitteilung nach § 16 Absatz 2 zugrunde lie-

genden Daten erheblich ändern, 
 
5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- 

und Benutzungsrechtes entfallen. 
 
(3) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Be-

rechtigungsausweis sind berechtigt, die angeschlossenen 
Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der Er-
füllung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht o-
der zum Vollzug dieser Satzung erforderlich ist. Die Eigen-
tümer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von 
Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zu-
tritt zu allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grund-
stücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach § 53 
Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung 
von Abwasser, dass der Stadt zu überlassen ist. Die Grund-
rechte der Verpflichteten zu sind beachten. 
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§ 19 

Haftung 
 
(1) Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für 

eine ordnungsgemäße Benutzung der haustechnischen 
Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu 
sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die der 
Stadt infolge eines mangelhaften Zustandes oder einer sat-
zungswidrigen Benutzung der haustechnischen Abwasser-
anlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der 
öffentlichen Abwasseranlage entstehen. 

 
(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt von 

Ersatzansprüchen Dritter freizustellen. 
 
(3) Die Stadt haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt 

hervorgerufen werden. Sie haftet auch nicht für Schäden, 
die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rück-
stausicherungen nicht vorhanden sind oder nicht ordnungs-
gemäß funktionieren. 

 
§ 20 

Berechtigte und Verpflichtete 
 
(1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für 

Grundstückseigentümer ergeben, gelten entsprechend für 
Erbbauberechtigte und sonstige zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich Berechtigte sowie für die Träger der Baulast 
von Straßen, Wegen und Plätzen innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile. 

 
(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser 

Satzung für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranla-
ge ergeben, für jeden, der  

 
1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlos-

senen Grundstücken anfallende Abwasser abzuleiten 
(also insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter 
etc.) 

 
oder  

 
2. der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser 

zuführt. 
 
(3) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 21 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

entgegen 
 

1. § 7 Absatz 1 und 2  
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einlei-
tet oder einbringt, deren Einleitung oder Einbringung ausge-
schlossen ist. 
 

2. § 7 Absatz 3 und 4 
Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hin-
aus einleitet oder hinsichtlich der Beschaffenheit und 
der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht 
einhält oder das Abwasser zur Einhaltung der Grenz-
werte verdünnt oder vermischt. 

 
 
 
 

 
3. § 7 Absatz 5 

Abwasser ohne Einwilligung der Stadt auf anderen We-
gen als über die Anschlussleitung eines Grundstückes 
in die öffentliche Abwasseranlage einleitet. 

 
4. § 8 

Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, 
Diesel-, Heiz- oder Schmieröl sowie fetthaltiges Abwas-
ser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage 
nicht in entsprechende Abscheider einleitet oder Ab-
scheider nicht oder nicht ordnungsgemäß einbaut oder 
betreibt oder Abscheidergut nicht in Übereinstimmung 
mit den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt oder Ab-
scheidergut der öffentlichen Abwasseranlage zuführt. 

 
5. § 9 Absatz 2 

das Abwasser nicht in die öffentliche Abwasseranlage 
einleitet. 

 
6. § 9 Absatz 6 

in den im Trennsystem entwässerten Bereichen das 
Schmutz- und das Niederschlagswasser nicht den je-
weils dafür bestimmten Anlagen zuführt. 

 
7. § 11 

auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswas-
ser als Brauchwasser nutzt, ohne dieses der Stadt an-
gezeigt zu haben.  

 
8. §§ 12, Abs. 4, 13 Absatz 4 

die Pumpenschächte, die Inspektionsöffnungen oder 
Einsteigschächte nicht frei zugänglich hält 

 
9. .§ 14 Absatz 1 

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne 
vorherige Zustimmung der Stadt herstellt oder ändert. 

 
10. § 14 Absatz 2 

den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen 
Gebäudes nicht oder nicht rechtzeitig der Stadt mitteilt. 

 
11. § 15 

die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und 
Funktionsprüfung der Stadt entgegen § 15 Abs. 6 dieser 
Satzung nicht auf deren Verlangen hin vorlegt. 

 
12. § 16 Absatz 2 

der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge 
nicht oder nicht rechtzeitig benennt oder auf ein ent-
sprechendes Verlangen der Stadt hin keine oder nur ei-
ne unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung 
des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbe-
handlung des Abwassers erteilt. 

 
13. § 18 Absatz 3 

die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Be-
auftragten mit Berechtigungsausweis daran hindert, 
zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen  Abwasser-
beseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die 
angeschlossenen Grundstücke zu betreten, oder die-
sem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu allen 
Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken 
gewährt. 
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(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der 

öffentlichen Abwasseranlage vornimmt, Schachtabdeckun-
gen oder Einlaufroste öffnet, Schieber bedient oder in einen 
Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, etwa einen 
Abwasserkanal, einsteigt. 

 
(3) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 und 2 können mit ei-

ner Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden. 
 

§ 22 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Verkündigung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung der Stadt vom 16.07.2010 außer 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende Satzung mit nachstehender Anlage wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV.NRW.S.666/SGV.NRW.2023) – in der ge-
genwärtigen Fassung- gem. § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeinde-
ordnung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
Detmold, den 23.09.2014 
 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
Anlage 1 zu § 7 Abs. 3 
 
I. Einzuhaltende Grenzwerte (vorbehaltlich der Ziffer II) 
 
1. An der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage: 
1.1 Allgemeine Parameter 
 

Temperatur bis 35 Grad C 
pH-Wert 6,5 - 10,0 

 
Absetzbare Stoffe 
a) biologisch abbaubar oder absetzbare Stoffe ohne toxi-

sche Metallverbindung 
1,0 - 10,0 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit  
(soweit nicht bereits durch die Anlage 1 zu § 4 Abs. 3 
ausgeschlossen)  
Der Einbau von Stärkeabscheidern kann gefordert 
werden. 
 
 
 

 
b) nicht biologisch abbaubar oder absetzbare Stoffe mit 

toxischen Metallverbindungen 
1 ml/l nach 0,5 Std. Absetzzeit 
 

1.2 Verseifbare Öle und Fette   250 mg/l 
Der Einbau von Fettabscheidern kann gefordert werden. 

1.3 Mineralölkohlenwasserstoffe     20 mg/l 
1.4 Organische halogenfreie Lösungsmittel  

Entsprechend spezieller Festlegung, jedoch auf keinen 
Fall größer als sie der Löslichkeit entspricht oder als 5 g/l  

1.5 Anorganische Stoffe (gelöst und ungelöst)  
Aluminium (Al)        4 mg/l  
Eisen (Fe)               begrenzt durch 1.1 

1.6 Anorganische Stoffe (gelöst) 
a) Gesamtstickstoff GesN = Nges + org. N (Summe aller 
Stickstoffverbindungen aus organischen und anorgani-
schen Verbindungen) . 
    Nges = NH4-N + NO3-N + NO2-N, als Summe der 
Messwerte der anorganischen Verbindungen  
    200 mg/l. 
Entweder Ammonium-Stickstoff als NH4-N bestimmt: 
    100 mg/l, 
oder Nitrit als NO2-N bestimmt:    10 mg/l, 
oder Nitrat-Stickstoff als NO3-N bestimmt: 200 mg/l. 
b) Cyanid gesamt (CN)      20 mg/l 
c) Cyanid (leicht freisetzbar)       1 mg/l 
d) Fluorid (F)      50 mg/l 
e) Sulfat (SO4)    600 mg/l 
(Im Einzelfall können je nach Baustoff, Verdünnung oder 
örtlichen Verhältnissen auch höhere Werte zugelassen 
werden.) 
f) Sulfid        2 mg/l 
g) Phosphatverbindungen (P)     50 mg/l 

1.7 Organische Stoffe 
a) wasserdampfflüchtige,     100 mg/l 
halogenfreie Phenole  (bei toxischen und biologisch 

schwer abbaubaren 
(als C6 H5 OH)  Phenolen niedrigerer Wert nach 

spez. Festlegung) 
b) Farbstoffe   dass Vorfluter oder 

Klärschlamm nicht 
gefärbt werden. 

Spontan sauerstoffverbrauchende Stoffe   
    100 mg/l  
(z. B. Natriumsulfid und Eisen - II - Sulfat)  
 (jedoch maximal in der 
 Konzentration, dass keine 
 anaeroben Verhältnisse in 
 der öffentlichen Kanalisation 
 auftreten) 

 
2. An der Anfallstelle des Abwassers (bei betriebseigenen 

Abwasserbehandlungsanlagen an deren Ablauf) und an der 
Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage (gefährli-
che Stoffe) 

2.1 Anorganische Stoffe  (gelöst und ungelöst) 
 Antimon (Sb) 0,5 mg/l 
 Arsen (As)  0,5 mg/l 
 Barium (Ba)  5,0 mg/l 
 Blei (Pb)  1,0 mg/l 
 Cadmium (Cd) 0,5 mg/l 
 Chrom gesamt (Cr) 1,0 mg/l 
 Chrom-VI (Chromat) 0,2 mg/l 
 Kobalt (Co)  1,0 mg/l 
 Kupfer (Cu)  1,0 mg/l 
 Nickel (Ni)  1,0 mg/l 
 Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l 
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 Selen (Se)  2,0 mg/l 
 
 Silber (Ag)  1,0 mg/l 
 Zinn (Sn)  2,5 mg/l 
 Zink (Zn)  2,0 mg/l 
 
2.2 Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW's)  

(z. B. Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1,1,1 – Trichlo-
rethan, Dichlormethan und Trichlormethan, gerechnet als 
Chlor) 
 je Einzelsubstanz 0,25 mg/l  
 in der Summe 0,5   mg/l  

2.3 Adsorbierbare organisch gebundene Halogene (AOX) 
      1,0   mg/l 

2.4 Freies Chlor     0,5   mg/l 
2.5 Chemische und biochemische Wirkungskenngrößen Nitrifi-

kationshemmung bei häufiger, signifikanter Hemmung der 
Nitrifikation: ≤ 20 % Nitrifikationshemmung 

 
II.  
Soweit für den Vollzug wasserrechtlicher Anforderungen 
an die Einleitungen in öffentliche Abwasseranlagen der 
Stand der Technik durch Grenzwerte in den Anhängen zur 
Abwasserverordnung AbwV definiert ist, sind diese 
Grenzwerte maßgeblich. 
 
 
 
453 Benachrichtigung über eine öffentliche Zustel-

lung gem. § 10 des Landeszustellungsgeset-
zes NRW vom 07. März 2006 (GV.NRW.2006 
S.94) 

 
Für 
 
Herrn Sissenbay Nassiyev, geboren am 12.02.1947 in 
Orda, kasachischer Staatsangehöriger, Aufenthaltsort nicht 
bekannt, 
 
ist am 24.09.2014 unter dem Az. 2.3-012695 ein Bescheid 
des Bürgermeisters der Stadt Detmold, Fachbereich 2 – 
Ausländerangelegenheiten – ergangen. Der Bescheid 
konnte nicht zugestellt werden, da der Aufenthaltsort des 
Empfängers unbekannt ist. 
 
Gemäß § 1 Landeszustellungsgesetz (LZG NW) i. V. m. § 
10 Abs. 1 Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) wird die-
ser Bescheid daher öffentlich zugestellt. Hierdurch können 
Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Betroffene kann den Bescheid beim  

Bürgermeister der Stadt Detmold 
Fachbereich 2 – Ausländerangelegenheiten –  
Grabenstr. 1, 32756 Detmold, 

 
während der allgemeinen Dienststunden einsehen und in 
Empfang nehmen.  
 
Dieser Bescheid gilt als zugestellt, wenn seit dem Tage der 
Veröffentlichung dieser Bekanntmachung zwei Wochen 
verstrichen sind (§ 10 Abs. 2 S. 6 AufenthG).  
 
i. A. 
 
 
gez. 
(Ute Stührenberg) 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 
 
 
454 Bekanntmachung des Entwurfs der Haushalts-

satzung für das Haushaltsjahr 2015 
 

I. 
Haushaltssatzung (Entwurf) der Stadt Detmold für das 

Haushaltsjahr 2015 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV. NRW. S. 878) hat der 
Rat der Stadt Detmold mit Beschluss vom 
YYYYYYYYY...folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2015, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden voraussichtlich 
anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen so-
wie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszah-
lungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen 
enthält, wird 
im Ergebnisplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf  199.630.656 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf      
              199.561.972 € 
 
im Finanzplan mit 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender  
Verwaltungstätigkeit auf                                 191.249.709 € 
 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf                 186.218.611 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der       
Investitionstätigkeit auf                                      6.270.651 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
Investitionstätigkeit auf      22.371.342 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen der  
Finanzierungstätigkeit auf                                46.501.252 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen der  
Finanzierungstätigkeit auf                                36.840.561 € 
 
festgesetzt. 
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§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für In-
vestitionen im Haushaltsjahr 2015 erforderlich ist, wird auf 
 

16.100.691 € 
 
festgesetzt. 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen 
Jahren erforderlich ist, wird auf 
 

25.717.900 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfol-
gen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssiche-
rung im Haushaltsjahr 2015 in Anspruch genommen wer-
den dürfen, wird auf 
 

50.000.000 € 
 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1.  Grundsteuer: 
 
1.1 für die land- und forst- 
 wirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf   
                192 v.H.  
 
1.2 für die Grundstücke 
 (Grundsteuer B) auf   
                495 v.H.  
 
2.  Gewerbesteuer: 
 auf     
                430 v.H.  
 

§ 7 
 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und  
Auszahlungen sowie 

Verpflichtungsermächtigungen 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 GO NRW erheblich, wenn 
sie mindestens 25.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 
den Betrag von 15.000 € überschreiten, davon ausgenom-
men sind die internen Leistungsverrechnungen und bilan-
zielle Abschreibungen im Rahmen des Jahresabschlusses. 

 
Unerheblich sind ferner alle über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen und Auszahlungen, die im Zusammenhang 
mit  
- dem Jahresabschluss oder  
- der Umsetzung des NKF oder  
- finanzneutralen Änderungen von Sachkonten aus finanz-
statistischen Gründen oder 
- finanzneutralen Mittelumschichtungen zwischen den Or-
ganisationsbereichen  

- bei Strukturänderungen der Verwaltung oder 
- im Bereich der Personalwirtschaft  

erforderlich werden.  
 
Über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächti-
gungen gem. § 85 GO NRW, die auf gesetzlicher oder ver-
traglicher Grundlage beruhen, sind als erheblich anzuse-
hen, wenn sie im Einzelfall mehr als 150.000 € betragen. 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen gelten als erheblich, wenn sie im Einzelfall 
mehr als 50.000 € betragen. 
 
Die erheblichen Aufwendungen und Auszahlungen so-
wie Verpflichtungsermächtigungen bedürfen der vorhe-
rigen Zustimmung des Rates. Im Übrigen sind die über- 
und außerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen 
sowie Verpflichtungsermächtigungen dem Rat zur Kenntnis 
zu bringen, sofern sie nicht geringfügig sind. Geringfügig in 
diesem Sinne sind Beträge bis zu 5.000 €. 
 

§ 8 
 

Budgets und Deckungsfähigkeiten 
 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 Absatz 
1 GemHVO die Erträge und Aufwendungen innerhalb der 
einzelnen Organisationsbereiche mit Ausnahme 
 

- der Verfügungsmittel sowie 
- nicht zahlungswirksamer Aufwendungen (z. B. bi-

lanzielle Abschreibungen, interne Leistungsver-
rechnungen etc.) 

 
jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht andere 
Deckungsvermerke gemäß § 21 Absatz 2 GemHVO (siehe 
auch „Verzeichnis der Produktsachkonten und Aufträge mit 
Deckungsvermerken“ [gelbe Seiten]) bestehen. Das Glei-
che gilt für Ein- und Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit. 
 
Die Erträge/Aufwendungen bzw. Einzahlun-
gen/Auszahlungen innerhalb der kostenrechnenden Ein-
richtungen werden zu jeweils gesonderten Budgets ver-
bunden. 
 
Innerhalb der Budgets sind die Summe der Erträge und die 
Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung ver-
bindlich. 
 
Für die Auszahlungsermächtigungen im investiven Teil des 
Finanzplanes gilt das „Verzeichnis der Produktsachkonten 
und Aufträge mit Deckungsvermerken“.  
 
Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines 
Produktbudgets werden gem. § 13 Absatz 2 GemHVO für 
gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der im § 3 der Haus-
haltssatzung festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflich-
tungsermächtigungen darf nicht überschritten werden. 
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§ 9 

 
Ausweis von Investitionen in Teilfinanzplänen 

 
Die Wertgrenze für die Einzelausweisung von Investiti-
onsmaßnahmen im Teilfinanzplan nach § 4 Absatz 4 
GemHVO wird, bezogen auf den Gesamtausgabebedarf 
von Einzelmaßnahmen, grundsätzlich auf 250.000 € fest-
gesetzt.  

§ 10 
 

Stellenplan 
 
Rechtsfolge bei Stellen mit einem kw.- bzw. ku.-Vermerk: 
 
kw.-Vermerk: Die Stelle entfällt beim Ausscheiden    
                      des Stelleninhabers. 
 
ku.-Vermerk: Die Stelle ist nach Ausscheiden des 
         Stelleninhabers umzuwandeln. 
 
Die im Stellenplan ausgewiesenen Planstellen der Beam-
ten und Tarifbeschäftigten können vorübergehend auch mit 
Beschäftigten der jeweils anderen Beschäftigtengruppe be-
setzt werden. 
 
Detmold, 02.09.2014        Detmold, 02.09.2014 
 
aufgestellt:         bestätigt: 
gez.           gez. 
Benkmann          Heller 
(Kämmerer)         (Bürgermeister) 
 

II: 
Bekanntmachung des Entwurfs der Haushalts- 

satzung für das Haushaltsjahr 2015 
 
Aufgrund des § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV. NRW. S. 878) wird 
bekannt gemacht, dass die Haushaltssatzung der Stadt 
Detmold für das Haushaltsjahr 2015 mit Haushaltsplan und 
Anlagen während der Dauer des Beratungsverfahrens (bis 
zur beschließenden Sitzung des Rates) während der 
Dienststunden im Fachbereich 1 Zentrale Aufgaben – Fi-
nanzen und Steuern – der Stadtverwaltung Detmold in 
32756 Detmold, Bielefelder Straße 1, 2. Obergeschoss, 
Zimmer 201 zur Einsicht öffentlich ausliegt. 
 
Einwendungen können innerhalb einer Frist vom  
13.10.2014 bis 30.10.2014 (14 Werktage) von Einwohnern 
oder Abgabepflichtigen erhoben werden. 
 
Die Einwendungen können schriftlich oder zur Niederschrift 
während der Dienststunden bei der Stadt Detmold, 32756 
Detmold, Bielefelder Straße 1, 2. Obergeschoss, Zimmer 
201 erhoben werden. 
 
Detmold, den 25. September 2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
 

 
455 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
 
18-32 „Hünenweg/Germanenweg“, (beschleunigte) 
Aufstellung 
Ortsteil:   Hiddesen 
Plangebiet: zwischen Hünenweg, Germa-

nenweg und Maiweg 
 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 18.09.2014 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
18-32 „Hünenweg/Germanenweg“, (beschleunigte) 
Aufstellung 
Ortsteil:   Hiddesen 
Plangebiet: zwischen Hünenweg, Germa-

nenweg und Maiweg 
 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Fachbe-
reich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes, nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges sowie nach § 214 Abs. 2a des BauGB be-
achtliche Fehler unbeachtlich werden, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Detmold geltend ge-
macht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 
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3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 29.09.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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456 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 01-53 

„Gelskamp“ 
 
01-53 „Gelskamp“, 14. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich A: zwischen 

Kreuzstraße, Klingenberg-
straße und Werre - Teilbereich 
B: nördlich der Eisenbahn, 
westlich der Werre - Teilbe-
reich C: zwischen Am Stop-
pelkamp und Werre 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 18.09.2014 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
01-53 „Gelskamp“, 14. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Nord 
Änderungsgebiet: Teilbereich A: zwischen 

Kreuzstraße, Klingenberg-
straße und Werre - Teilbereich 
B: nördlich der Eisenbahn, 
westlich der Werre - Teilbe-
reich C: zwischen Am Stop-
pelkamp und Werre 

 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung im Fachbereich 6, Stadtent-
wicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Hin-
tergebäude, Rosental 21, zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
 
 
 
 
 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 29.09.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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457 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 01-52 

„Braunenbruch“ 
 
01-52 „Braunenbruch“, 8. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: südlich der Eisenbahn, west-

lich der Klingenbergstraße 
 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 18.09.2014 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
01-52 „Braunenbruch“, 8. Änderung 
Ortsteil:   Detmold Süd 
Änderungsgebiet: südlich der Eisenbahn, west-

lich der Klingenbergstraße 
 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung und der zu-
sammenfassenden Erklärung im Fachbereich 6, Stadtent-
wicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-Brune-Haus, Hin-
tergebäude, Rosental 21, zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 
 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 29.09.2014 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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Gemeinde Extertal  
 
458 Bebauungsplan Nr. 07/06 der Gemeinde Exter-

tal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanla-
ge Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren; 

 
Förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit (Auslegung) 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Bauen, Planen und Gemeindeentwick-
lung  hat in seiner Sitzung am         18. September 2014 
den Beschluss gefasst, den Bürgermeister zu beauftragen, 
über den Entwurf des  Bebauungsplan Nr. 07/06 der Ge-
meinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanla-
ge Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächennutzungspla-
nes im Parallelverfahren, das Verfahren der förmlichen Be-
teiligung der Öffentlichkeit (Auslegung) gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB durchzuführen. 
 
Inhalt des Bebauungsplanes Nr. 07/06 der Gemeinde Ex-
tertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanlage Königs-
grund“ / 43. Änderung des Flächennutzungsplanes im Pa-
rallelverfahren, ist die Festsetzung bzw. Darstellung eines 
„Sonstigen Sondergebietes – Energetische Nutzung von 
Biomasse“.  
 
Am Standort befindet sich bereits eine Biogasanlage, die 
als „privilegierte Biogasanlage“ auf der Grundlage des § 35 
Abs. 1 Nr. 6 BauGB betrieben wird. Mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes / Änderung des Flächennutzungsplanes 
sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung der vorhandenen Biogasanlage geschaffen 
werden, die durch den Privilegierungstatbestand des § 35 
Abs. 1 Nr. 6 BauGB nicht mehr abgedeckt werden. 
 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 
07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Biogasanlage Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahre  gehen aus der karto-
grafischen Abbildung hervor, die Bestandteil der öffentli-
chen Bekanntmachung ist. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 07/06 der Gemein-
de Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet „Biogasanlage 
Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächennutzungsplanes 
im Parallelverfahren, bestehend aus der Planfassung und 
der der Planfassung beizufügenden Begründung und dem 
Umweltbericht sowie weitere planungsrelevante Fachgut-
achten liegen in der Zeit vom  
 

20. Oktober 2014 
 

bis einschließlich 
 

21. November 2014 
 

im Rathaus  der Gemeinde Extertal, Fachbereich „Pla-
nen und Bauen“, Mittelstraße 36, 32699 Extertal, 2. 
Obergeschoss, Raum 213, zu folgenden Zeiten zu je-
dermanns Einsicht öffentlich aus: 
 
 
 
 
 
 

 
Montag, Dienstag, Mittwoch  
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr bis 16:00 Uhr 
Donnerstag     
08:30 Uhr – 12:30 Uhr und 13:30 Uhr bis 17:00 Uhr 
Freitag      
08:30 Uhr – 12:00 Uhr 
 
Während der o.g. Auslegungsfrist können von jedermann 
Stellungnahmen zum Entwurf des / der Bebauungsplan Nr. 
07/06 der Gemeinde Extertal, OT Laßbruch, für das Gebiet 
„Biogasanlage Königsgrund“ / 43. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Parallelverfahren, schriftlich abgegeben 
oder zu Niederschrift vorgetragen werden. 
 
Folgende der Gemeinde bereits vorliegende umweltbezo-
gene Stellungnahmen / Materialien werden gemäß § 3 Abs. 
2 Satz 1 BauGB mit ausgelegt: 
 
Umweltbericht als Bestandteil der Begründung zum 
Bebauungsplan 
Der Umweltbericht ist das zentrale Dokument, dem die Öf-
fentlichkeit und die Behörden sowie die sonstigen Träger 
öffentlicher Belange entnehmen können, wie die Gemeinde 
die Umweltprüfung durchgeführt hat. Daher muss er Dritten 
die Beurteilung ermöglichen, ob und in welchem Umfang 
sie von den Umweltauswirkungen der getroffenen Festset-
zungen eines Bebauungsplans betroffen sein können. 
 
Zur Ermittlung von voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen werden in der Umweltprüfung die in § 2 
UVPG genannte Schutzgüter untersucht: 
 
Schutzgut Mensch, Schutzgut Tiere und Pflanzen, Schutz-
gut Boden, Schutzgut Wasser, Schutzgut Klima, Schutzgut 
Luft,  Schutzgut Landschaft,  Schutzgut Kultur und sonstige 
Sachgüter, Wechselwirkungen 

 
 Eingegangene Stellungnahmen der Behörden im Ver-
fahren gemäß § 4 Abs. 1   BauGB 
Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung Behörden gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB wurden von folgenden Behörden Stel-
lungnahmen im Hinblick auf den Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung  abgegeben: 
 

a) Stellungnahme des Kreises Lippe (Stellungnahme 
vom 30.06. 2014) 

 
b) Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nord-

rhein-Westfalen (Stellungnahme vom 06.06. 2014) 
 
 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag dient dazu, die ar-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen abzuarbeiten, die sich 
aus dem im Dezember 2007 geänderten Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) ergeben, mit dem EU-rechtliche 
Vorschriften in nationales Recht umgesetzt werden. 
 
Immissionsschutzgutachten - Geruchsgutachten 
Für die Genehmigung der geplanten Erweiterung der Bio-
gasanlage in Extertal-Laßbruch ist ein Nachweis erforder-
lich, dass der Betrieb der Biogasanlage die Anforderungen 
der Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) des Landes Nord-
rhein-Westfalen einhält. Hierzu wurde eine Geruchsimmis-
sionsprognose erstellt, in der die Anlagen verursachende 
Geruchszusatzbelastung ermittelt wurde.  
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 Immissionsschutzgutachten - Schallgutachten 
Gegenstand des schalltechnischen Gutachtens ist die ge-
plante Erweiterung einer bestehenden Biogasanlage in Ex-
tertal-Laßbruch um ein BHKW-Modul mit einer elektrischen 
Leistung von maximal 600 KW ei sowie einer Erhöhung der 
Inputmenge auf ca. 24.028 t/a Wirtschaftsdünger und 
nachwachsende Rohstoffe auf dem Grundstück Gemar-
kung Laßbruch, Flur 3, Flurstück 78 an der Straße Königs-
grund. 
 
Für die Genehmigung der geplanten Anlage ist ein Nach-
weis erforderlich, dass bei Betrieb der Anlage die schall-
technischen Anforderungen der TA Lärm eingehalten wer-
den. Hierzu wurde eine Schallimmissionsprognose erstellt.  
 
Gutachten: Ermittlung der Abstandswerte zu schüt-
zenswerten Gütern unter Berücksichtigung des KAS 18 
Die Firma Bioenergie Laßbruch GmbH & Co. KG plant an 
ihrem Standort in Extertal die Erweiterung der bestehenden 
Biogasanlage. 
 
Mit der Erweiterung wird die Mengenschwelle von 10.000 
KG Biogas in der Gesamtanlage nach Nr. 8 der Stoffliste 
des Anhangs I der Störfallverordnung (12. BImSchV) über-
schritten. Daher unterliegt die Biogasanlage den Anforde-
rungen der Störfallverordnung. 
 
Um die Abstandsanforderungen berücksichtigen zu kön-
nen, sollen im Rahmen des Gutachtens die toxischen Risi-
ken und die Gefährdungen einer Gaswolkenexplosion un-
tersucht werden, welche in Folge einer größeren Gasfrei-
setzung entstehen könnten. Dabei wird die Ausbreitung der 
freigesetzten Gaswolke und deren Auswirkungen unter der 
Zuhilfenahme anerkannter Berechnungsmethoden quantifi-
ziert. 
 
Landschaftsplan Nr. 5 des Kreises Lippe (Gemeinde 
Extertal) 
Die Landschaftsplanung definiert die sogenannten "Erfor-
dernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftsplanung" sowohl 
textlich/inhaltlich als auch kartographisch/räumlich.  
Die Planunterlagen (Bebauungsplan, Änderung Flächen-
nutzungsplan, Sondergutachten)  können unter 
www.extertal.de, Ratsarbeit, Sitzungen, 18. September 
2014, BPlGA 1. Sitzung eingesehen werden. 
 
Hinweis: 
Stellungnahmen, die im Verfahren der förmlichen Beteili-
gung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB (Ausle-
gung) nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, können 
gemäß § 4a Abs. 6 BauGB bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben, sofern die 
Gemeinde deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen 
müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Be-
bauungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Auf folgende Bestimmung des § 47 Abs. 2 und 2a der Ver-
waltungsgerichtsordnung wird ausdrücklich hingewiesen: 
 
 
 
 
 

 
„Der Antrag einer natürlichen oder juristischen Person, der 
einen Bebauungsplan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, 
soweit die den Antrag stellende Person Einwendungen gel-
tend macht, die sie im Rahmen der öffentlichen Auslegung 
(§ 3 Abs. 2 BauGB) nicht oder verspätet geltend gemacht 
hat, aber hätte geltend machen können, und wenn auf die-
se Rechtsfolge im Rahmen der Beteiligung hingewiesen 
worden ist.“ 
 
Hans Hoppenberg 
 
Extertal, 30. September 2014 
 
Gemeinde Extertal    
 
 
Der Bürgermeister 
FB II.1 / Da 

Kr.Bl.Lippe 10.10.2014 
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